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arbeit mit dem Mitglied der Konfliktkommission in der 
Gewerkschaftsgruppe zu sichern. Dazu gehört eine praxisver­
bundene Schulung nach der bewährten Methode der monat­
lichen Schulung nach einem zentralen Plan. Durch die Kreis­
vorstände des FDGB und der Industriegewerkschaften und 
Gewerkschaften sind auch Zirkel für Schichtarbeiter und 
Stützpunktschulungen für Klein- und Mittelbetriebe zu orga­
nisieren.

Gewährleistung hoher Sicherheit im Arbeitsprozeß

In Verwirklichung des AGB wurden das Arbeitsschutz- und 
das Sozialversicherungsrecht vervollkommnet. Die Rechtssi­
cherheit der Werktätigen wurde weiter erhöht. Die Zahl der 
meldepflichtigen Arbeitsunfälle reduzierte sich in den vergan­
genen fünf Jahren um 27 000. Die Unfallhäufigkeit ging um 
13 Prozent zurück.

In den vergangenen 10 Jahren wurden 1,9 Millionen Ar­
beitsplätze neu gestaltet oder umgestaltet. Dabei wurden 
Arbeitserschwemisse und gesundheitsgefährdende Faktoren 
beseitigt bzw. eingeschränkt und die Arbeitsbedingungen wei­
ter verbessert. Die Anzahl der Arbeiter und Angestellten, die 
unter erschwerten Arbeitsbedingungen tätig sind, konnte um 
mehr als 300 000 verringert werden.

Die Erhaltung und Förderung der Gesundheit der Werk­
tätigen erfordern arbeitsschutzgerechtes Verhalten und eine 
verstärkte Arbeiteschutzkontroile durch die gewerkschaftli­
chen Leitungen und die Arbeitsschutzinspektionen; Ziel ist 
es, mit aller Konsequenz und Hartnäckigkeit in allen Be­
trieben und Kombinaten den gewerkschaftlichen Grundsatz 
durchzusetzen, daß jeder Unfall ein Unfall zuviel ist.

Der Kampf um vorbildliche Ordnung, Disziplin und Sicher­
heit ist in den ständigen Arbeitskollektiven unmittelbarer 
Bestandteil des sozialistischen Wettbewerbs und damit des 
Kampfes um den Ehrentitel „Kollektiv der sozialistischen 
Arbeit“. Zielstellungen des Kollektivs zur Durchsetzung und 
Gewährleistung von Ordnung, Disziplin und Sicherheit sind 
nach exakten Kriterien, z. B. Maßnahmen zur Verhinderung 
von Havarien, Bränden, Unfällen und Störungen sowie Maß­
nahmen zum Schutz und sorgsamen Umgang mit gesellschaft­
lichem Eigentum in die Wettbewerbsverpflichtungen mit auf­
zunehmen. Diese Ergebnisse sind mit der Verteidigung des 
Ehrentitels „Kollektiv der sozialistischen Arbeit“ abzurech­
nen und anzuerkennen.

Vermittlung von Rechtskenntnissen 
und Gewährung von Rechtshilfe

Der 10. FDGB-Kongreß stellte die Aufgabe, die Rechtspropa­
ganda weiter zu verstärken und besonders in den Arbeits­
kollektiven die Rechtsvorschriften zu erläutern. Alle Gewerk­
schaftsleitungen und -Vorstände sollen durch verstärkte Schu­
lungsarbeit dafür Sorge tragen, daß allen Gewerkschaftsfunk­
tionären noch mehr konkrete Rechtskenntnisse vermittelt 
werden. Das ist u. a. notwendig, um die neuen Rechtsvor­
schriften über die gesellschaftlichen Gerichte einheitlich anzu­
wenden.

Die Durchsetzung des AGB und anderer Rechtsvorschrif­
ten stellt auch an die staatlichen Leiter höhere Anforderungen. 
Noch immer haben mehr als die Hälfte aller Arbeitsstreitfälle 
ihre Ursache in Rechtsunkenntnis und falscher Rechtsan­
wendung. Viele Eingaben beweisen, daß bei einigen Leitern, 
aber auch bei Gewerkschaftsfunktionären, die Gesetzes­
kenntnis nicht ausreicht. Das jetzt zu verändern ist eine vor­
rangige Aufgabe aller staatlichen Leiter und Gewerkschafts­
leitimgen in den Betrieben und Kombinaten.

Die Gewerkschaftsmitglieder haben den Vorteil, von ihrer 
Gewerkschaft in arbeitsrechtlichen Verfahren kostenlos ver­
treten zu werden. In den letzten fünf Jahren hat sich in der 
gewerkschaftlichen Prozeßvertretung und Mitwirkung in ar­
beitsrechtlichen Verfahren eine gute Entwicklung vollzogen. 
In 83 Prozent der mündlichen Verhandlungen leisteten die 
Gewerkschaften aktive Rechtshilfe. Die Anzahl der gewerk­
schaftlichen Prozeßvertretungen ist in diesem Jahr auf über 
30 Prozent angestiegen.

Beschluß des Plenums des Obersten Gerichts 
vom 21. Dezember 1982 über die Aufhebung 
der Richtlinien Nr. 26 und Nr. 28

Im Zusammenhang mit dem Inkrafttreten des Gesetzes vom 
25. März 1982 über die gesellschaftlichen Gerichte der DDR (GBl. I 
Nr. 13 S. 269), des Beschlusses des Staatsrates der DDR vom 
12. März 1982 über die Tätigkeit der Konfliktkommissionen — Kon­
fliktkommissionsordnung — (GBl. I Nr. 13 S. 274) sowie des Be­
schlusses des Staatsrates der DDR vom 12. März 1982 über die 
Tätigkeit der Schiedskommissionen — Schiedskommissionsordnung - 
(GBl. I Nr. 13 S. 283) beschließt das Plenum des Obersten Gerichts:

Mit Wirkung vom 1. Januar 1983 werden aufgehoben:
1. die Richtlinie Nr. 26 des Plenums des Obersten Gerichts der 

DDR vom 24. März 1976 zum Zusammenwirken der Gerichte mit 
den Schiedskommissionen (GBI.-Sdr. Nr. 870);

2. die Richtlinie Nr. 28 des Plenums des Obersten Gerichts der 
DDR vom 24. März 1976 zum Zusammenwirken der Gerichte mit den 
Konfliktkommissionen (GBI.-Sdr. Nr. 871) i. d. F. des Änderungs­
beschlusses vom 22. Dezember 1977 (GBl. I 1978 Nr. 5 S. 81).

Eine gute Unterstützung für die Gewerkschaftsleitungen 
und -Vorstände leisten hierbei die Justiz- und Sicherheits­
organe, die Richter und Staatsanwälte. Die Durchsetzung der 
neuen Rechtsvorschriften sollte diese kameradschaftliche und 
konstruktive Zusammenarbeit weiter festigen.

Durch die fleißige ehrenamtliche Arbeit der Prozeßver­
treter in den Prozeßvertretergruppen bei den Rechtskommis­
sionen der Kreisvorstände des FDGB und der Industriegewerk­
schaften und Gewerkschaften hat sich die Rechtssicherheit 
der Werktätigen weiter erhöht Der Beschluß des Sekretariats 
des Bundesvorstandes über die Aufgaben der Rechtskommis- 
sionen der Gewerkschaften vom 24. November 1982 wird die 
Tätigkeit der Rechtskommassionen als Hilfsorgane der Lei­
tungen und Vorstände weiter verbessern.

Welche Bedeutung eine ständige Arbeitsgruppe Rechtsbe­
ratung in den gewerkschaftlichen Rechtskommissionen hat, 
verdeutlichen folgende Zahlen: Wöchentlich nehmen etwa 
30 bis 50 Gewerkschaftsmitglieder die Rechtsberatung und 
Rechtshilfe bei den Kreisvorständen des FDGB in Anspruch. 
Das sind im Jahr durchschnittlich eine halbe Million Aus­
künfte, davon 70 bis 80 Prozent zum Arbeitsrecht Das drückt 
das Vertrauen der Gewerkschaftsmitglieder zu ihrer Klassen­
organisation aus.

Schlußfolgerungen für die weitere Arbeit der Gewerkschaften 
mit dem sozialistischen Recht

1. Mit der weiteren Verwirklichung der Beschlüsse des X. Par­
teitages der SED und des 10. FDGB-Kongresses gilt es, die 
Wirksamkeit des Arbeitsrechts und besonders des AGB in 
allen Betrieben und Kombinaten weiter zu erhöhen. Alle Re­
gelungen des AGB sind für die Verwirklichung der ökonomi­
schen Strategie der 80er Jahre und der weiteren Entwicklung 
der schöpferischen Initiativen der Werktätigen im sozia­
listischen Wettbewerb konsequent durchzusetzen.

2. Die Rechtspropaganda ist durch alle Leitungen und Vor­
stände zu verbessern, um die Rechtskenntnisse aller Gewerk­
schaftsfunktionäre weiter zu vertiefen. Das ist eine wichtige 
Voraussetzung, um die Gesetze und andere Rechtsvorschriften 
zu verwirklichen, die Einheit von Rechten und Pflichten zu 
sichern sowie die Rechtshilfe zu verstärken.

3. Die Anleitung und Schulung der Konfliktkommissionen 
ist vor allem auf die konkrete Unterstützung bei der einheit­
lichen Anwendung der neuen Rechtsvorschriften zu konzen­
trieren. '

4. In allen Betrieben und Kombinaten sind die gesell­
schaftlichen Aktivitäten für die Einhaltung von Ordnung, 
Disziplin und Sicherheit umfassend zu fördern, um Havarien, 
Brände und Störungen auszuschließen. Damit schützen wir 
unser wertvolles Volkseigentum.

5. Der Beschluß über die Aufgaben der gewerkschaftlichen 
Rechtskommissionen ist von allen Leitungen und Vorständen 
des FDGB und der Industriegewerkschaften und Gewerkschaf­
ten in enger Zusammenarbeit mit den Justiz- und Sicherheits­
organen auszuwerten und zu verwirklichen.


